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Organe der Arbeitnehmerschaft 

§ 173. (1) In den Unternehmen und Unternehmensgruppen, die die Voraussetzungen des § 171 
Abs. 1 erfüllen, ist nach Maßgabe der Bestimmungen des V. Teiles ein besonderes Verhandlungsgremium 
einzusetzen sowie ein Europäischer Betriebsrat zu errichten oder ein Verfahren zur Unterrichtung und 
Anhörung der Arbeitnehmer zu schaffen. 

(2) Unter Unterrichtung im Sinne des V. Teiles ist die Übermittlung von Informationen durch den 
Arbeitgeber an die Arbeitnehmervertreter, um ihnen Gelegenheit zur Kenntnisnahme und Prüfung der 
behandelten Frage zu geben, zu verstehen. Die Unterrichtung hat zu einem Zeitpunkt, in einer Weise und 
in einer inhaltlichen Ausgestaltung zu erfolgen, die dem Zweck angemessen sind und es den 
Arbeitnehmervertretern ermöglichen, die möglichen Auswirkungen eingehend zu bewerten und 
gegebenenfalls Anhörungen mit dem zuständigen Organ des Unternehmens oder der 
Unternehmensgruppe vorzubereiten. 

(3) Unter Anhörung im Sinne des V. Teiles ist die Einrichtung eines Dialogs und der 
Meinungsaustausch zwischen den Arbeitnehmervertretern und der zentralen Leitung oder einer anderen, 
geeigneteren Leitungsebene zu einem Zeitpunkt, in einer Weise und in einer inhaltlichen Ausgestaltung 
zu verstehen, die es den Arbeitnehmervertretern auf der Grundlage der erhaltenen Informationen 
ermöglichen, unbeschadet der Zuständigkeit der Unternehmensleitung innerhalb einer angemessenen Frist 
zu den vorgeschlagene Maßnahmen eine Stellungnahme abzugeben, die innerhalb des Unternehmens oder 
der Unternehmensgruppe berücksichtigt werden kann. 

(4) Die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer erfolgen auf der je nach behandeltem Thema 
relevanten Leitungs- und Vertretungsebene. Die Zuständigkeit des Europäischen Betriebsrats und der 
Geltungsbereich des Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung beschränken sich auf 
länderübergreifende Angelegenheiten. 
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(5) Länderübergreifende Angelegenheiten sind solche, die das gemeinschaftsweit operierende 
Unternehmen oder die Unternehmensgruppe insgesamt oder mindestens zwei Betriebe oder Unternehmen 
der Unternehmensgruppe in mindestens zwei Mitgliedstaaten betreffen. Zur Feststellung des 
länderübergreifenden Charakters einer Angelegenheit sind sowohl der Umfang ihrer möglichen 
Auswirkungen als auch die betroffene Leitungs- und Vertretungsebene zu berücksichtigen. 
Länderübergreifend sind ungeachtet der Zahl der betroffenen Mitgliedstaaten jedenfalls jene 
Angelegenheiten, die für die europäischen Arbeitnehmer hinsichtlich der Reichweite ihrer möglichen 
Auswirkungen von Belang sind oder die die Verlagerung von Tätigkeiten zwischen Mitgliedstaaten 
betreffen. 
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